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Demonstration gegen die
Wiedereinführung der Regelanfrage

Hamburger Bündnis gegen Berufsverbote

KEIN

SAMSTAG, 21. MÄRZ 2026 UM 12 UHR

VOR DEM LANDESAMT FÜR
VERFASSUNGSSCHUTZ

(JOHANNISWALL 4)
U1 STEINSTRASSE

 



Der Hamburger Senat plant, zum Sommer 2026 die sogenannte
„Regelanfrage“ wiedereinzuführen. Das bedeutet konkret, dass alle, die
sich für einen Job im öffentlichen Dienst beworben haben und in der
Endauswahl sind, auf ihre Gesinnung hin vom Verfassungsschutz
durchleuchtet werden. Damit droht die Rückkehr zu politisch motivierten
Berufsverboten, Bespitzelungen und Gesinnungsprüfungen, wie wir sie
aus dem Radikalenerlass von 1972 kennen, den Hamburg selbst als
„unrühmliches Kapitel“ verurteilt hat.

Statt konkretes Fehlverhalten zu prüfen, wird eine vermutete Gesinnung
bewertet. Das bedeutet Generalverdacht, Einschüchterung und ein
Klima der Angst – besonders für Menschen, die sich gewerkschaftlich, für
Klima, Frieden oder andere gesellschaftliche Anliegen engagieren. Das
ist die schmerzliche Erfahrung von 1972!

Eine lebendige Demokratie braucht kritische Stimmen,
zivilgesellschaftliches Engagement und starke Meinungs- und
Versammlungsfreiheit – keine Gesinnungsschnüffelei. Politisch motivierte
Berufsverbote und Verdächtigungen dürfen nie wieder Mittel eines
demokratischen Rechtsstaats sein.

Keine Berufsverbote 2.0 – 
Vermutete Gesinnung darf nicht verfolgt werden!

Wir sagen klar: 
Kein Generalverdacht! 

Keine Berufsverbote 2.0!
Keine Einschränkung unserer Grundrechte!

 Samstag, 21. März um 12 Uhr am Johanniswall 4 
(vor dem Landesamt für Verfassungsschutz) 

gegen-berufsverbote.hamburg

bundnisgegenberufsverbote


